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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten ersucht den federführenden 

Rechtsausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen: 

A. in der Erwägung, dass es in Europa auf nationaler Ebene eine große Vielfalt an 

rechtlichen Regelungen für Unternehmen der Sozial- und Solidarwirtschaft gibt, wobei 

in Bezug auf Rechtsformen (z. B. Genossenschaften, Verbände, 

Wohltätigkeitsorganisationen, Gegenseitigkeitsgesellschaften, Stiftungen usw.), 

Geschäftsmodelle und öffentliche Förderung große Unterschiede bestehen; in der 

Erwägung, dass Unternehmen der Sozial- und Solidarwirtschaft die Akteure der 

Sozialwirtschaft sind, die ein integrierter Bestandteil der europäischen sozialen 

Marktwirtschaft in den Bereichen Soziales, Bildung, Kultur und Umwelt ist; 

B. in der Erwägung, dass Unternehmen der Sozial- und Solidarwirtschaft sich 

gesellschaftlichen Herausforderungen mit einem innovativen Ansatz stellen und eine 

essentielle Unterstützung für die Mitgliedstaaten sind; in der Erwägung, dass 

Unternehmen der Sozial- und Solidarwirtschaft einen wertvollen Beitrag zur sozialen 

Innovation leisten; in der Erwägung, dass die Unternehmen der Sozial- und 

Solidarwirtschaft als eine treibende Kraft bei der Entwicklung einer sozial und 

ökologisch nachhaltigen Marktwirtschaft und des europäischen Binnenmarktes 

angesehen werden sollten; in der Erwägung, dass Unternehmen der Sozial- und 

Solidarwirtschaft neue Wege für gesellschaftliche Problemlösung aufzeigen in einer 

sich schnell wandelnden Welt; in der Erwägung, dass die Wirkung der Unternehmen der 

Sozial- und Solidarwirtschaft, insbesondere während der Wirtschaftskrise, 

nachgewiesen ist, was die Schaffung menschenwürdiger, integrativer, lokaler und 

nachhaltiger Arbeitsplätze, die Förderung des Wirtschaftswachstums, den Schutz der 

Umwelt und die Stärkung des sozialen, wirtschaftlichen und regionalen Zusammenhalts 

betrifft1; 

C. in der Erwägung, dass Digitalisierung, ehrgeizige Klimaschutzziele, Migration, 

Ungleichheiten, Entwicklung der Gemeinschaften, insbesondere in den Randgebieten, 

Sozialfürsorge und Gesundheitsdienste, Bedürfnisse von Menschen mit Behinderungen 

und die Bekämpfung von Armut, sozialer Ausgrenzung, Langzeitarbeitslosigkeit und 

Ungleichbehandlung der Geschlechter sowie spezifische Umweltaufgaben ein großes 

Potenzial für soziales Unternehmertum bieten; in der Erwägung, dass die meisten 

Unternehmen der Sozial- und Solidarwirtschaft auf dem Markt unternehmerisch tätig 

sind und wirtschaftliche Risiken eingehen; 

D. in der Erwägung, dass die Unternehmen der Sozial- und Solidarwirtschaft in allen 

Mitgliedstaaten eine gemeinsame Identität haben sollten, aber zugleich darauf 

hingewiesen werden sollte, wie wichtig es ist, ihre Vielfalt anzuerkennen; in der 

Erwägung, dass in der jüngsten Studie der Generaldirektion Interne Politikbereiche mit 

dem Titel „Ein europäisches Statut für Unternehmen der Sozial- und Solidarwirtschaft“ 

der Mehrwert von Maßnahmen auf Unionsebene anerkannt und empfohlen wird, und 

einen Status und ein entsprechendes Gütezeichen, eine Zertifizierung oder ein Siegel 

einzuführen, anstatt eine besondere Rechtspersönlichkeit für soziale und solidarische 

                                                 
1 http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2017/611030/EPRS_STU(2017)611030_EN.pdf 
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Unternehmen zu schaffen; 

E. in der Erwägung, dass der ländliche Raum ein großes Potenzial für soziale 

Unternehmen darstellt und eine angemessene flächendeckende Infrastruktur in 

ländlichen Regionen daher von wesentlicher Bedeutung ist; 

F. in der Erwägung, dass im Hinblick auf die Förderung einer unternehmerischen Kultur 

unter jungen Menschen Bildung und Ausbildung vorrangige Bedeutung beigemessen 

werden sollte; 

G. in der Erwägung, dass auf Gegenseitigkeit beruhende Unternehmen, die in der Union im 

Gesundheits- und Sozialwesen tätig sind, 8,6 Millionen Menschen beschäftigen und 120 

Millionen Bürger unterstützen, und dass solche Unternehmen einen Marktanteil von 

24 % haben und mehr als 4 % des BIP der Union generieren; 

H. in der Erwägung, dass in der Verordnung (EU) Nr. 346/2013 des Europäischen 

Parlaments und des Rates1 die Bedingungen und Voraussetzungen für die Errichtung 

eines Europäischen Fonds für soziales Unternehmertum festgelegt sind; 

1. hebt die hohe Bedeutung der rund 2 Millionen Sozialunternehmen in Europa2 mit mehr 

als 14,5 Millionen Beschäftigten3 hervor und ihren enormen Stellenwert für die 

Schaffung hochwertiger Arbeitsplätze, den sozialen und regionalen Zusammenhalt und 

anhaltendes Wirtschaftswachstum im Binnenmarkt; 

2. betont, dass Unternehmen der Sozial- und Solidarwirtschaft in den meisten 

Mitgliedstaaten eine lange Tradition haben und sich als unverzichtbare und bedeutende 

Marktteilnehmer etabliert haben; 

3. fordert die Kommission und die nationalen Behörden auf, bei der Marktregulierung den 

historischen und rechtlichen Besonderheiten der Unternehmen der Sozialwirtschaft 

Rechnung zu tragen; 

4. betont angesichts des ständig steigenden Bedarfs an Sozialleistungen die zunehmende 

Wichtigkeit von Sozialunternehmen in der Union bei der Erbringung sozialer 

Dienstleistungen zur Unterstützung von Menschen, die von Armut und sozialer 

Ausgrenzung gefährdet oder betroffen sind; betont, dass die Unternehmen der Sozial- 

und Solidarwirtschaft öffentlich erbrachte Sozialleistungen nicht ersetzen sollen, 

sondern vielmehr eine ergänzende Rolle spielen müssen; weist auf die Wichtigkeit von 

Unternehmen der Sozial- und Solidarwirtschaft hin, die in Zusammenarbeit mit 

Kommunalbehörden und ehrenamtlich tätigen Personen soziale Dienstleistungen, 

Gesundheitsdienste oder Bildungsangebote bereitstellen bzw. bestimmte 

Umweltaufgaben wahrnehmen; betont, dass Unternehmen der Sozial- und 

Solidarwirtschaft bestimmte soziale Herausforderungen möglicherweise mithilfe eines 

Bottom-up-Ansatzes lösen können; 

5. weist darauf hin, dass Unternehmen der Sozial- und Solidarwirtschaft Arbeitsplätze für 

                                                 
1 Verordnung (EU) Nr. 346/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2013 über 

Europäische Fonds für soziales Unternehmertum (ABl. L 115 vom 25.4.2013, S. 18). 
2 https://ec.europa.eu/growth/sectors/social-economy_en 
3 http://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=738&langId=en&pubId=7523, S. 47 
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Menschen mit Behinderungen und Angehörige anderer benachteiligter 

Bevölkerungsgruppen schaffen; 

6. betont, dass die Unternehmen der Sozial- und Solidarwirtschaft auf lokaler und 

regionaler Ebene stark verankert sind, was ihnen den Vorteil verschafft, konkrete 

Bedürfnisse besser erkennen und folglich vor Ort benötigte Produkte und 

Dienstleistungen anbieten zu können, und dass sie auf diese Weise den wirtschaftlichen, 

sozialen und territorialen Zusammenhalt stärken; 

7. weist darauf hin, dass die Unternehmen der Sozial- und Solidarwirtschaft zur Förderung 

der Gleichstellung der Geschlechter sowie zur Verringerung des geschlechtsspezifische 

Lohngefälles beitragen können; 

8. betont die Wichtigkeit der Vernetzung der Sozialunternehmen und fordert die 

Mitgliedstaaten auf, den Transfer von Wissen und bewährten Verfahren in den 

Mitgliedstaaten und unionsweit zu fördern (zum Beispiel durch die Einrichtung 

nationaler Kontaktstellen), an dem sich nicht nur die Unternehmen der Sozial- und 

Solidarwirtschaft selbst, sondern auch traditionelle Unternehmen, die akademische Welt 

sowie andere Interessenträger beteiligen; fordert die Kommission auf, im Rahmen der 

Expertengruppe der Kommission für soziales Unternehmertum sowie in 

Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten weiterhin Informationen über bestehende 

bewährte Verfahren zu sammeln und auszutauschen und sowohl qualitative als auch 

quantitative Daten über den Beitrag der Unternehmen der Sozial- und Solidarwirtschaft 

zum Gemeinwohl und zu lokalen Gemeinschaften zu analysieren; 

9. fordert eine öffentlich zugängliche mehrsprachige europäische Online-Plattform für 

Unternehmen der Sozial- und Solidarwirtschaft, damit sie sich über Gründung, EU-

Finanzierungsmöglichkeiten und -anforderungen, Beteiligung an öffentlichen 

Vergabeverfahren und mögliche rechtliche Strukturen informieren und austauschen 

können; 

10. fordert die Kommission auf, auf Unionsebene ein „Gütesiegel der europäischen 

Sozialwirtschaft“ für Sozial- und Solidarunternehmen mit klaren Kriterien einzuführen, 

um die Besonderheiten dieser Unternehmen und ihre soziale Wirkung hervorzuheben, 

ihre Sichtbarkeit zu erhöhen, Anreize für Investitionen zu schaffen, den Zugang zu 

Finanzmitteln und zum Binnenmarkt für diejenigen zu erleichtern, die bereit sind, auf 

nationaler Ebene oder in andere Mitgliedstaaten zu expandieren, wobei gleichzeitig die 

unterschiedlichen Rechtsformen und Rahmenbedingungen in diesem Sektor und in den 

Mitgliedstaaten zu respektieren sind; stellt ferner fest, dass die Kriterien sowohl in 

wirtschaftlicher als auch in sozialer Hinsicht das ausdrückliche Ziel, dem Wohl der 

Gemeinschaft oder einer bestimmten Gruppe von Menschen zu dienen, festlegen 

sollten, wobei auf die finanzielle Tragfähigkeit Bezug genommen werden sollte; betont, 

dass das Hauptaugenmerk der Unternehmen der Sozial- und Solidarwirtschaft auf 

sozialen Werten liegen sollte; ist der Auffassung, dass die Vergabe eines solchen 

Siegels auf Antrag von Unternehmen erfolgen sollte, die die Qualifikationskriterien wie 

soziale Zielsetzung, unternehmerische Dimension, partizipative Entscheidungsfindung 

und Reinvestition von Gewinnen erfüllen; ist der Auffassung, dass das „Gütesiegel für 

die europäische Sozialwirtschaft“ für die Unternehmen fakultativ sein sollte, aber von 

allen Mitgliedstaaten anerkannt werden muss; 
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11. betont, dass es derzeit Kriterien für die Definition von Unternehmen der Sozial- und 

Solidaritätswirtschaft für die Zwecke der bestehenden Rechtsvorschriften der Union 

gibt, wie sie in der Verordnung (EU) Nr. 1296/2013 des Europäischen Parlaments und 

des Rates1 festgelegt sind, wobei „Sozialunternehmen“ ein Unternehmen, unabhängig 

von seiner Rechtsform, ist, das 

(a) gemäß seinem Gesellschaftsvertrag, seiner Satzung oder anderen Rechtsdokumenten, 

durch die es gegründet wird, vorrangig auf die Erzielung einer messbaren, positiven 

sozialen Wirkung abstellt, anstatt auf Gewinn für seine Eigentümer, Mitglieder und 

Anteilseigner, und das 

(i) Dienstleistungen oder Produkte mit hoher sozialer Rendite zur Verfügung stellt 

und/oder 

(ii) bei der Produktion von Gütern oder Dienstleistungen eine Methode anwendet, 

in die sein soziales Ziel integriert ist, 

(b) seine Gewinne in erster Linie zur Erreichung seines vorrangigen Ziels einsetzt und im 

Voraus Verfahren und Regeln für eine etwaige Gewinnausschüttung an Anteilseigner 

und Eigentümer festgelegt hat, die sicherstellen, dass eine solche Ausschüttung das 

vorrangige Ziel nicht untergräbt; und 

(c) in einer von Unternehmergeist geprägten, verantwortlichen und transparenten Weise 

geführt wird, insbesondere durch Einbindung der Arbeitnehmer, Kunden und 

Interessenträger, die von der Geschäftstätigkeit betroffen sind; 

12. betont die Notwendigkeit einer breit gefassten und umfassenden Definition auf EU-

Ebene, mit der hervorgehoben wird, wie wichtig es ist, dass ein erheblicher Prozentsatz 

der von dem Unternehmen erzielten Gewinne reinvestiert oder anderweitig zur 

Erreichung der sozialen Zielsetzung der Unternehmen der Sozial- und Solidarwirtschaft 

verwendet werden muss; hebt die besonderen Herausforderungen hervor, mit denen 

soziale Kooperativen und arbeitsintegrierende Sozialunternehmen bei der 

Wahrnehmung ihrer Aufgabe, denjenigen, die am häufigsten vom Arbeitsmarkt 

ausgeschlossen sind, zu helfen, konfrontiert sind, und betont, dass diese Organisationen 

von dem neuen Siegel erfasst werden müssen; 

13. ist der Auffassung, dass die Mindestkriterien und rechtlichen Anforderungen für den 

Erwerb und die Aufrechterhaltung eines „Europäischen Sozialgütesiegels“ eine 

gesellschaftlich nützliche Tätigkeit sein müssen, die auf Unionsebene definiert werden 

sollte; weist darauf hin, dass diese Tätigkeit im Hinblick auf die sozialen Auswirkungen 

in Bereichen wie der sozialen Integration schutzbedürftiger Menschen, der Integration 

von Personen, die von Ausgrenzung bedroht sind, in qualitativ hochwertige und 

nachhaltige Arbeitsplätze, dem Abbau geschlechtsspezifischer Ungleichheiten, der 

Bekämpfung der Marginalisierung von Migranten, der Verbesserung der 

Chancengleichheit durch Gesundheit, Bildung, Kultur und menschenwürdiges Wohnen, 

                                                 
1Verordnung (EU) Nr. 1296/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2013 über ein 

Programm der Europäischen Union für Beschäftigung und soziale Innovation ("EaSI") und zur Änderung des 

Beschlusses Nr. 283/2010/EU über die Einrichtung eines europäischen Progress-Mikrofinanzierungsinstruments 

für Beschäftigung und soziale Eingliederung (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 238). 
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der Bekämpfung von Armut und Ungleichheiten messbar sein sollte; betont, dass sich 

Unternehmen der Sozial- und Solidarwirtschaft bei ihrer eigenen Tätigkeit an die 

bewährten Verfahren in Bezug auf Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen halten 

müssen; 

14. betont, dass die Kosten und Formalitäten für die Erlangung des Gütesiegels so gering 

wie möglich sein sollten, damit es zu keiner Benachteiligung der Sozialunternehmen 

kommt, wobei kleine und mittlere Sozial- und Solidarunternehmen besonders zu 

berücksichtigen sind; ist daher der Auffassung, dass die gemeinsamen unionsweiten 

Kriterien einfach und klar und auf materiellen und nicht auf formalen Faktoren beruhen 

müssen, und dass die entsprechenden Verfahren zu keiner Belastung führen dürfen; 

stellt fest, dass Berichtspflichten zwar ein geeignetes Instrument sind, um zu 

überprüfen, ob ein Sozialunternehmen weiterhin Anspruch auf das europäische 

Sozialgütesiegel hat, dass die Häufigkeit solcher Berichte und obligatorischer 

Informationen jedoch keine übermäßige Belastung darstellen darf; ist der Ansicht, dass 

die Kosten eines Kennzeichnungs-/Zertifizierungsprozesses möglicherweise begrenzt 

werden könnten, wenn die zentrale Verwaltung auf der Ebene der nationalen Behörden 

erfolgt, die in Zusammenarbeit mit den Unternehmen der Sozial- und Solidarwirtschaft 

die Durchführung und Abwicklung auf die nationale Selbstverwaltung übertragen 

könnten, nachdem die Kriterien für Unternehmen der Sozial- und Solidarwirtschaft 

europaweit festgelegt wurden; 

15. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, das „Gütesiegel für die 

europäische Sozialwirtschaft“ aktiv zu fördern und für den sozialen und 

wirtschaftlichen Nutzen von Unternehmen der Sozial- und Solidarwirtschaft, 

einschließlich der Schaffung hochwertiger Arbeitsplätze und der Förderung des sozialen 

Zusammenhalts, zu werben; 

16. weist darauf hin, dass die Umsetzung der Strategien für soziale Verantwortung der 

Unternehmen im Geschäftsplan eines Unternehmens nicht ausreicht, um als soziales 

und solidarisches Unternehmen anerkannt zu werden, und unterstreicht daher die 

Bedeutung einer klaren Unterscheidung zwischen einem Sozialunternehmen und einem 

Unternehmen, das sich im Bereich der sozialen Verantwortung der Unternehmen 

engagiert; 

17. ist der Auffassung, dass sich die Investitionsprioritäten für die Sozialwirtschaft und die 

Sozialunternehmen nicht auf die soziale Eingliederung beschränken sollten, sondern 

auch Beschäftigung und Bildung umfassen müssen, um das breite Spektrum der 

wirtschaftlichen Aktivitäten widerzuspiegeln, in denen diese Unternehmen tätig sind; 

18. fordert die Fortführung des Programms "Erasmus für junge Unternehmer" und eine 

effiziente Ausschöpfung des Budgets, sowie eine optimale Informationsvermittlung des 

Programms; 

19. fordert Einstiegshürden bei Gründungsprozessen zu erleichtern, damit überbordende 

Auflagen kein Hindernis für das Soziale Unternehmertum darstellen; 

20. fordert die Kommission auf, die Sozialwirtschaft besser in die Rechtsvorschriften der 

Union einzubeziehen, um gleiche Wettbewerbsbedingungen für Sozial- und 

Solidarunternehmen einerseits und andere Unternehmenstypen andererseits zu schaffen; 
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21. hält es für notwendig, Unternehmen der Sozial- und Solidarwirtschaft mit ausreichend 

finanziellen Mitteln und Strukturen zu unterstützen, da die finanzielle Nachhaltigkeit 

dieser Unternehmen maßgeblich für ihren Selbsterhalt ist; unterstreicht die 

Notwendigkeit, die von privaten Investoren und öffentlichen Einrichtungen für Sozial- 

und Solidarunternehmen bereitgestellte finanzielle Förderung auf regionaler, nationaler 

und EU-Ebene zu fördern, wobei innovative Finanzierungsmethoden besonders zu 

berücksichtigen sind; fordert die Kommission auf, im Rahmen des nächsten 

mehrjährigen Finanzrahmens (MFR) 2021-2027 die soziale Dimension der bestehenden 

EU-Finanzierungsinstrumente zu stärken, wie etwa den Europäischen Sozialfonds, den 

Europäischen Fonds für regionale Entwicklung und andere einschlägige Fonds wie 

Horizont 2020, COSME und das Programm für Beschäftigung und soziale Innovation, 

damit die Sozialwirtschaft und das soziale Unternehmertum vorangebracht werden; 

fordert die Kommission auf, die Umsetzung des Europäische Programms für 

Beschäftigung und soziale Innovation (EaSI) und dessen Unterprogramm 

„Mikrofinanzierung und soziales Unternehmertum“ zu verstärken und im Finanzsektor 

das Bewusstsein für die Besonderheiten und den wirtschaftlichen und sozialen Nutzen 

von Unternehmen der Sozial- und Solidarwirtschaft zu schärfen; hält es darüber hinaus 

für notwendig, generell alternative Formen der Finanzierung wie Risikokapitalfonds, 

Anschubfinanzierung, Mikrokredite und Crowdfunding zu unterstützen, um die 

Investitionen in diesem Sektor auf der Grundlage des „Europäischen Sozialgütesiegels“ 

zu erhöhen; 

22. fordert, dass die Unionsmittel effizient eingesetzt werden, und betont, dass der Zugang 

zu diesen Mitteln für die Begünstigten erleichtert werden muss, nicht zuletzt, um die 

Sozialunternehmen in ihrem vorrangigen Ziel – der Erzielung einer sozialen Wirkung 

statt der Gewinnmaximierung – zu unterstützen und zu bestärken, da dieses Ziel 

letztlich eine langfristige Rendite für die Gesellschaft bedeutet. fordert die Kommission 

auf, im Rahmen des nächsten MFR 2021-2027 den Rechtsrahmen für soziale 

Investitionsfonds zu überprüfen, um Unternehmen der Sozial- und Solidarwirtschaft 

einen besseren Zugang zum Finanzmarkt zu ermöglichen; fordert in diesem 

Zusammenhang eine echte europäische Entbürokratisierungsoffensive sowie die 

Förderung eines „Europäischen Sozialgütesiegels“; 

23. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, quantifizierbare Schritte zu 

unternehmen, um die von den Unternehmen der Sozial- und Solidarwirtschaft 

benötigten öffentlichen und privaten Investitionen freizusetzen und anzuziehen, 

einschließlich der Förderung eines „Europäischen Sozialgütesiegels“; stellt in diesem 

Zusammenhang fest, dass die Sozialwirtschaft nach wie vor Schwierigkeiten beim 

Zugang zu öffentlichen Aufträgen hat, etwa aufgrund von Hürden im Zusammenhang 

mit der Größe und finanziellen Leistungsfähigkeit; bekräftigt die Bedeutung einer 

wirksamen Umsetzung des Reformpakets für das öffentliche Beschaffungswesen durch 

die Mitgliedstaaten, um eine stärkere Beteiligung dieser Unternehmen an öffentlichen 

Ausschreibungen zu erreichen, indem die Regeln für die öffentliche Auftragsvergabe, 

die Kriterien und die Informationen über die Angebote besser verbreitet werden, die 

Zweckbindung von Aufträgen für diese Unternehmen, einschließlich Sozialklauseln und 

-kriterien, verbessert wird, die Verfahren vereinfacht werden und die Ausschreibungen 

so gestaltet werden, dass sie für kleinere Unternehmen zugänglicher sind; 

24. nimmt die Bedeutung zur Kenntnis, die der finanziellen Unterstützung von 
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Unternehmen der Sozial- und Solidarwirtschaft zukommt; fordert die Kommission auf, 

die Besonderheiten von Unternehmen der Sozialwirtschaft bei deren Inanspruchnahme 

staatlicher Beihilfen zu berücksichtigen; schlägt eine Erleichterung des Zugangs zu 

Finanzmitteln in Anlehnung an die Kategorien der Verordnung EU Nr. 651/2014 der 

Kommission1 vor; 

25. betont, dass die Kommission und die Mitgliedstaaten sowie die regionalen und lokalen 

Behörden bei einschlägigen Maßnahmen, Programmen und Verfahren die Dimension 

der Sozialunternehmen durchgängig berücksichtigen sollten. 

26. hält es für notwendig, denjenigen, die am häufigsten vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen 

sind, eine Beschäftigung anzubieten, durch Wiedereingliederung von 

Langzeitarbeitslosen und Bekämpfung der Arbeitslosigkeit im Allgemeinen; 

27. weist darauf hin, dass neben der Finanzierung auch die Bereitstellung von Bildungs- 

und Ausbildungsdienstleistungen für Personen, die in Sozialunternehmen tätig sind, 

insbesondere zur Förderung der unternehmerischen Fähigkeiten und des grundlegenden 

wirtschaftlichen Know-hows bei der Führung eines Unternehmens, sowie die 

Bereitstellung von fachlicher Unterstützung und die Straffung der Verwaltung, für die 

Förderung des Wachstums dieses Sektors von entscheidender Bedeutung ist; fordert die 

Mitgliedstaaten auf, Maßnahmen zu ergreifen, die darauf abzielen, für die Unternehmen 

der Sozialwirtschaft steuerliche Vorteile zu schaffen; 

28. weist nachdrücklich darauf hin, dass beim Rahmen für die Tätigkeit von Unternehmen 

der Sozialwirtschaft die Grundsätze eines fairen Wettbewerbs zu achten sind und es 

nicht zu einem unlauteren Wettbewerb zu Lasten der herkömmlichen kleinen und 

mittleren Unternehmen kommen darf; 

                                                 
1Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit 

bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags 

über die Arbeitsweise der Europäischen Union (ABl. L 187 vom 26.6.2014, S. 1). 
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